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Berlin/Bremen. Das Auto ist für viele Deut-
schemehr als nur ein Fortbewegungsmittel.
Es ist Luxus- und Prestigeobjekt, soll man-
chem Fahrer das Gefühl von Freiheit ver-
mitteln. Knapp 46 Millionen angemeldete
Autos gab es zum1. Januar 2017 inDeutsch-
land.Und trotzdem: Laut einer neuen reprä-
sentativen Studie des Umweltministeriums
unddesUmweltbundesamteswill dieMehr-
heit der Deutschen nicht mehr so stark aufs
Auto angewiesen sein: 91 Prozent gaben an,
dass das Lebenbesserwerde,wennder oder
die Einzelne nicht mehr auf ein Auto ange-
wiesen sei. 79 Prozent wünschen sich eine
Stadtentwicklung, die dieAlternativen zum
Auto stärkt.
Momentan nutzen 70 Prozent der Befrag-

ten für ihre Wege im Alltag täglich oder
mehrmals in derWoche dasAuto. Regelmä-
ßige Autofahrer sind aber bereit, unter be-
stimmten Voraussetzungen mehr zu Fuß zu
gehen (drei Viertel) oder mit dem Rad zu
fahren (zwei Drittel). „Die Menschen sind
bereit, auf das Auto zu verzichten, aber sie
brauchenguteAlternativen:wenigerAutos,
einen leistungsfähigen und günstigen öf-
fentlichen Nahverkehr, gute und sichere
Fahrradwege“, sagteUmweltministerinBar-
bara Hendricks (SPD). Das sei eine starke
und wichtige Botschaft sowohl für die Um-
weltpolitik als auch für die Stadtentwick-
lungspolitik. „Siewird uns Rückenwind ge-
ben in unseremEinsatz für die Stadt der kur-
zenWege, für neue Radwege und nachhal-
tige Mobilität“, erklärte Hendricks weiter.

Kritik am Verkehrsminister
Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender der
Grünen, betonte, dass der Bedarf an attrak-
tiven öffentlichenVerkehrsmitteln, anmehr
undbesserenRadwegen sogroß seiwie „die
AbneigungdesVerkehrsministers, dafür zu
investieren“. „So ist der StillstanddieserKo-
alition bei derVerkehrswende vorprogram-
miert – allen Äußerungen von Frau Hen-
dricks zumTrotz.WennHerr Dobrindt end-
lich seinen Maut-Murks beenden würde,
könnte er sehen, wie groß der Nachholbe-
darf für gesunde, umweltfreundliche und
stadtverträglicheMobilität ist“, soHofreiter.
Ebenso kritisierte Herbert Behrens, Bun-

destagsabgeordneter (Die Linke) ausOster-
holz-Scharmbeck, die Bundesregierung.
„Siemissachtet denWillenderBevölkerung
in SachenMobilität. DieMenschen sind be-
reit, vom Auto auf den öffentlichen Perso-
nennahverkehr und das Fahrrad umzustei-
gen.“Behrens fordertmehrAktivitätenbeim

Ausbau von Angeboten: „Der Bau von 25
bis 50 Kilometern Fahrradschnellweg im
Jahr 2017 für bis zu 25Millionen Euro kann
es ja wohl nicht gewesen sein“.
Solche Fahrradschnellwege sind auch in

Bremen geplant. Der Kommunalverbund
Niedersachsen-Bremen will sogenannte
„Premium-Verbindungen“ schaffen, die auf
schnelleren und besonders viel Radverkehr
ausgelegt sind. Der Plan dafür soll im kom-
menden Jahr fertig sein, heißt es vonseiten
der Organisation. Jens Tittmann, Sprecher
desBremerBauressorts, sieht sich in denEr-
gebnissen der Studie des Umweltministe-
riums bestätigt: Die Nachfrage nach mehr
Mobilität sei vorhanden. „Genau das ist der
Grund,warumwir Straßenbahnlinien erwei-

tern und warum wir insgesamt den Öffent-
lichen Personennahverkehr ausbauen“, er-
klärte Tittmann.
„Wir haben Zuwächse bei den Fahrgast-

zahlen“, sagteAndreasHolling vonderBre-
mer Straßenbahn AG (BSAG). Von 2005 bis
heute seien die Zahlen pro Jahr von knapp
97,5MillionenFahrgästen auf etwa104Mil-
lionen Euro gestiegen. Darin enthalten ist
auch die Zahl der Flüchtlinge, die den öf-
fentlichen Nahverkehr nutzen. „Wir haben
keine wirkliche Erhebung, wer mit uns
fährt“, erläuterte Holling. Das Ergebnis der
Studie sei mit Vorsicht zu genießen. „Die
Wechselwilligkeit bewerten wir grundsätz-
lich positiv,wobei bei solchenUmfragen im-
mer so eine Frage zwischen der befragten

und tatsächlichen Wechselwilligkeit be-
steht.“
Schließlich bleibt das Auto für die Befrag-

ten der Studie das wichtigste Verkehrsmit-
tel. Nur jeder Dritte nutzt demnach mehr-
mals dieWochedas Fahrrad, öffentlicheVer-
kehrsmittel nur jeder Fünfte. „Die gute
Nachricht ist aber: Wir beobachten einen
signifikanten Bewusstseinswandel“, sagte
Ministerin Hendricks. Und hier sieht sich
Bremen als Vorreiter. Jens Tittmann: „Ich
glaube, dass Bremen hier dem deutschen
Bewusstsein schon immer ein Stück voraus
war. Bremen ist eine deutsche Fahrrad-
Hauptstadt.“WasdieNutzungdes Fahrrads
betrifft, sei Bremen schon immer „extrem
vorbildlich und aufgeschlossen gewesen“.

Deutsche wollen öfter aufs Auto verzichten
Studie zu Umweltbewusstsein: Mehrheit der Pkw-Fahrer für Umstieg auf öffentlichen Nahverkehr oder Rad

voN MELANIE REINSCH
UND MARLo MINTEL

Das wachsende Pkw-Aufkommen blockiert auch die öffentlichen Verkehrsmittel. FOTO: FRANK THOMAS KOCH

Kommunen wehren sich gegen Entmachtung
Warum die verfassungsrichter in Karlsruhe über die Kita-verantwortlichkeit entscheiden müssen
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Karlsruhe. Die Gemeinden in Sachsen-An-
halt mussten ihre Zuständigkeit für die Or-
ganisation der Kinderbetreuung an die
Landkreise abgeben – und wehren sich da-
gegen vor dem Bundesverfassungsgericht.
Landessozialministerin PetraGrimm-Benne
(SPD) verteidigt die Reform: „Wir wollten
optimaleHilfe durchgebündelte Zuständig-
keit.“ Am Mittwoch hat Karlsruhe über die
Klage (Az. 2 BvR 2177/16) verhandelt. Das
Urteil könnte die Position von Kommunen
auch in anderen Bundesländern stärken.

Worum geht es?
SeitAugust 2013habenalleKleinkinderAn-
spruch auf Betreuung in einer Kita oder bei
einer Tagesmutter. Was in manchen Bun-
desländern einegewaltigeHerausforderung
war, machte in Sachsen-Anhalt keinen gro-
ßen Unterschied. Wegen der guten Infra-
struktur noch aus DDR-Zeiten konnten be-
rufstätige Mütter und Väter dort schon vor-
her ihre Kinder bis zu zehn Stunden amTag
betreuen lassen.Mit der Reformwurdeunter
anderemnochdas Personal in denKitas auf-
gestockt, und die Kreise bekamen die Zu-
ständigkeit.

Weshalb sorgt das für Streit?
Die Gemeinden fühlen sich zu
Unrecht ausgebootet. Sie sindder
Meinung, dass sie vorOrt ambes-
ten beurteilen können, welche
Kitas gebraucht werden und wo
ein Kind gut aufgehoben ist. Das
neueKinderförderungsgesetz (Ki-
fög) hat aus ihrer Sicht nur eins
gebracht: jede Menge Probleme
und Bürokratie. Zu allem Über-
fluss sollten die Kommunen auch
noch auf einem Teil der Kosten
sitzenbleiben.DieseRegelunghat
das Landesverfassungsgericht al-
lerdings bereits 2015 gekippt. Das Gesetz
muss also auf jeden Fall überarbeitet wer-
den.

WarumsindKitas in Sachsen-Anhalt ein Fall
für Karlsruhe?
Den Städten und Gemeinden dürfen nicht
ohneWeiteres Aufgaben entzogenwerden.
Sie haben ein Recht auf kommunale Selbst-
verwaltung.DasGrundgesetz garantiert ih-
nen, dass sie „alleAngelegenheiten der ört-
lichen Gemeinschaft“ eigenverantwortlich
regeln dürfen.Ähnlich steht das in denmeis-
ten Landesverfassungen. Mit drei Ausnah-

men:Nordrhein-Westfalen, Bran-
denburg und Sachsen-Anhalt.
Dort haben Kreise und Gemein-
den rechtlich den gleichen Rang.
Gegendie neuenKita-Zuständig-
keiten hatten die Landesverfas-
sungsrichter deshalb nichts ein-
zuwenden. Karlsruhe könnte das
aber anders sehen.

Wieso ist das bundesweit inter-
essant?
Bisher hatte in vergleichbaren
Fällen das jeweilige Landesver-
fassungsgericht das letzte Wort.

Hans-Günter Henneke vom Deutschen
Landkreistag sieht gute Chancen, dass
Karlsruhe von diesem Prinzip nun abrückt.
Dann könnten Kommunen insgesamt häu-
figer vors Bundesverfassungsgericht ziehen
– nämlich immer dann, wenn die Landes-
verfassung etwas anderes sagt als das
Grundgesetz.

Wie geht es jetzt weiter?
Die Verfassungsrichter ließen keine Ten-
denzdurchblicken.NunberatendieRichter
im Geheimen. Das Urteil dürfte in einigen
Monaten zu erwarten sein.

Berlin. Jugendliche und junge Erwachsene
wünschen sich weniger negative Nachrich-
ten. Stattdessen erwartet dieGenerationder
sogenanntenMillennials, diemit dem Inter-
net großgeworden ist, vondenMedien, auch
Lösungsansätze vorgestellt zu bekommen.
Das sindErgebnisse einer Studie imAuftrag
des Bundesverbands Deutscher Zeitungs-
verleger (BDZV), die die Kommunikations-
wissenschaftler Leif Kramp und Stephan
Weichert am Mittwoch in Berlin vorgestellt
haben.
Zeitungsinhalte seien für die zwischen

1981und2000geborenenMillennials durch-
aus wichtig, gerade aus Interesse an glaub-
würdigen Nachrichten, sagte Weichert. Sie
seien auch in der Lage,Nachrichtenquellen
zuhinterfragenund legtenWert darauf, dass
NachrichtenundUnterhaltungnicht einfach
vermischt würden, erläuterte Kramp. Zei-
tungsjournalismus bleibe daher wichtig –
allerdings nicht unbedingt auf Papier, be-
tonteWeichert. „Nachrichten erreichen jun-
ge Leute vor allem über soziale Medien.“
Die Bereitschaft, für journalistische Inhalte
zu bezahlen, schätzen die beiden Wissen-
schaftler insbesondere bei denunter 30-Jäh-
rigen skeptisch ein. Trotzdem gebe es Hin-
weise auf positive Entwicklungen.

Studie: Junge Leser
wollen Perspektiven

DPA

POST AN MERKEL
Rechnung für Integration
Freiberg. In einemganznormalenUmschlag
steckte ein zweieinhalbseitiger Brief als Ein-
leitung auf eine Rechnung über mehr als
700000 Euro. Adressat: Bundeskanzlerin
Angela Merkel, Absender: Freiberg im
LandkreisMittelsachsen. Die Stadt hat Pos-
ten für Posten alle Ausgaben für die Integ-
ration vonFlüchtlingenundAsylbewerbern
aufgelistet. „Wir haben uns der Herausfor-
derung gestellt. Wir haben es gemacht und
gesagt, das kostet aber Geld“, sagte Ober-
bürgermeister Sven Krüger (SPD) am Mitt-
woch. Noch habe sich das Bundeskanzler-
amt nicht auf seinen Brief gemeldet. DPA

GABRIEL UND MÜLLER
Hilfsappell für Hungernde
Berlin. Außenminister Sigmar Gabriel hat
gemeinsammit EntwicklungsministerGerd
Müller einen Hilfsappell für die Hungern-
den inAfrika gestartet. InTeilenAfrikas und
im Jemen drohe eine Hungerkatastrophe,
sagte Gabriel am Mittwoch bei einer inter-
nationalen Konferenz mit dem UN-Flücht-
lingshilfswerk (UNHCR) und dem Interna-
tionalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK)
in Berlin. Betroffen seien Millionen Men-
schen. Der „Berliner Appell“ richte sich an
die internationale Gemeinschaft und auch
an Privatpersonen. DPA

BERLINER ANSCHLAG
Amri war Einzeltäter
Karlsruhe. Knapp vier Monate nach dem
Terroranschlag auf einen Berliner Weih-
nachtsmarkt am 19. Dezember 2016 mit
zwölf Toten steht aus Sicht der Ermittler fest,
dass der Attentäter Anis Amri allein gehan-
delt hat. „Es haben sich bisher keine An-
haltspunkte dafür finden lassen, dass wei-
tere in Deutschland ansässige Personen in
dieTatvorbereitung oder dieTatausführung
eingebunden waren“, heißt es in einer Er-
klärung zum Stand der Ermittlungen, die
Generalbundesanwalt Peter Frank amMitt-
woch verbreitete. DPA

Schlussfolgerung war umstritten

Berlin. Ein Armuts- und Reichtumsbericht
der Bundesregierung in einem Wahljahr?
Das barg so viel Konfliktstoff, dass esmona-
telanges regierungsinternes Gezerre gab.
Jetzt hat das Kabinett das mehr als 600 Sei-
tenumfassendeDokument beschlossen.Der
Bericht zeige, „dass es eine verfestigte Un-
gleichheit bei den Vermögen gibt“, sagte
Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles
(SPD) am Mittwoch in Berlin. „Die reichs-
ten zehn Prozent der Haushalte besitzen
mehr als dieHälfte des gesamtenNetto-Ver-
mögens, die untere Hälfte nur ein Prozent“,
fügte sie hinzu. Vor allem komme der wirt-
schaftliche Aufschwung nicht bei allen an.
„Die unteren 40 Prozent der Beschäftigten
haben 2015 weniger verdient als Mitte der
90er-Jahre“, betonte Nahles.
Nicht ohne Stolz verweist die Bundesre-

gierung auf das kontinuierlicheWirtschafts-
wachstum, die hohe Beschäftigtenzahl und
die niedrigeArbeitslosigkeit. Zugleichmuss
sie einräumen, dass es noch immer das Phä-
nomenverfestigter Langzeitarbeitslosigkeit
gibt –mit fast einerMillion betroffenerMen-
schen. Besorgniserregenderscheint zudem,
dass eine für den Bericht in Auftrag gege-
bene Studie ergeben hat, dass die „berufli-
che Aufstiegsmobilität von Generation zu
Generation abgenommen hat“. Vor allem
denumdas Jahr 1960geborenenMenschen
sei es „häufiger gelungen, einen niedrigen
beruflichen oder Bildungsstatus der Eltern-
generation zu überwinden und einen Auf-
stieg mindestens in den mittleren Status zu
erreichen“, heißt es im Regierungsbericht.
Im Gegensatz dazu sei die Wahrscheinlich-
keit, einen solchen sozialen Aufstieg zu er-
reichen, für die zwischen 1970 und 1986 ge-
borenen nur noch etwa halb so hoch.
Die Schlussfolgerungen aus demArmuts-

bericht fielen in-wie außerhalb der Bundes-
regierung sehr unterschiedlich aus. Die
Union verwies darauf, gute wirtschaftliche
Rahmendaten seien die Voraussetzung für
Wohlstand. SPD-Ministerin Nahles fordert
einen „Pakt für anständige Löhne – imHan-
del etwa, in der Pflege oder bei anderen
Dienstleistungen“. Der Paritätische Wohl-
fahrtsverband verlangt ein Gesamtkonzept
gegen Armut und Ausgrenzung.
Wie schwierig es angesichts unterschied-

licher Interessen ist, sich auf eine gemein-
sameSicht der Realität zu verständigen, hat-
te auchdieRessortabstimmungdesBerichts
in der Regierung gezeigt. So war etwa der
ursprünglich vomArbeitsministerium inden
Bericht geschriebene Satz gestrichen wor-
den: „Die Wahrscheinlichkeit für eine Poli-
tikveränderung ist wesentlich höher, wenn
diese Politikveränderung von einer großen
Anzahl vonMenschenmit höheremEinkom-
men unterstützt wird.“ Die entsprechende
Studie der Universität Osnabrück kann na-
türlich trotzdem jeder nachlesen. ImArmuts-
bericht der Bundesregierung ist alles jetzt
etwas zurückhaltender ausgedrückt.

Regierung segnet
Armutsbericht ab
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Wilhelmshaven. Es ist ziemlich zugig auf
dem Vordeck der Fregatte „Mecklenburg-
Vorpommern“. Das Schiff liegt am Kai des
Marinestützpunktes Wilhelmshaven. Rund
30 Zivilisten kommen aus dem Inneren des
Schiffs. Auf dem Deck stehen junge Leute,
Männer und Frauen – so um die 20 Jahre,
einige jünger, einige älter. Sie sind Teilneh-
mer des ersten IT-Cyber-Camps, mit dem
die Bundeswehr den dringend benötigten
IT-Nachwuchs anwerben will.
Mit der am 5. April von Bundesverteidi-

gungsministerinUrsula vonder Leyen (CDU)
in Dienst gestellten neuen Cyber-Truppe
CIR haben die jungen Leute nicht so viel zu
tun. Sie sind natürlich alle IT-affin, wollen
sich aber zuallererst mal auf einer Fregatte
umsehen und sich über die Marine infor-
mieren. Sie besichtigen die Kommandobrü-
cke, das Operationszentrum und den Leit-
stand. „Kann ichmir schon vorstellen“, sagt
Nils Groß (19), der bei der Bundeswehr in
der Eifel eine zivile Ausbildung als Elektro-
niker für Geräte und Systeme absolviert. In
rund einem Jahr muss er sich entscheiden,

ob er bei der Bundeswehr bleibt oder in die
Privatwirtschaft wechselt.
„Das sind ja keine Nerds, die Cola-trin-

kendundChips-essendnächtelang vor dem
Rechner sitzen“, korrigiert Kapitänleutnant
Dominink Hagenah vom Bundeswehr-Kar-
rierecenter das Klischee über Hacker und
Computer-Freaks. Vielleicht sucht die Bun-
deswehr auch solche Nerds, denn sie will

sich besser und effizienter gegen Hacker-
Angriffe schützen.Dazuwurdedie neueEin-
heit CIR inDienst gestellt. Schon im Juli soll
sie 13500SoldatinnenundSoldaten zählen,
die aus den verschiedensten Bereichen der
Bundeswehr unter das Cyber-Kommando
gestellt werden. Die Bundeswehr bemüht
sich sichtlich um die IT-Community. „Das
machen wir gerade auch durch Aktionen
wie das IT-Cyber-Camp“, erklärtHagenah.
Aktuell sucht die Bundeswehr rund 1800
Fachkräfte. ImAngebot: 1000Stellen als IT-
Soldatenund800militärischeund zivile Stel-
len als IT-Administrator.
Damit steht die Bundeswehr nicht alleine

da. Laut der jährlichen Umfrage des Digi-
talverbandes Bitcom gab es im November
2016 rund 51000 offene Stellen für IT-Spe-
zialisten. Daswaren 20 Prozentmehr als ein
Jahr zuvor. Hintergrund ist die zunehmen-
de Digitalisierung der Wirtschaft. „Finan-
ziell können wir natürlich nicht unbedingt
mithalten“, räumt Hagenah ein.
In der Job-Beschreibung für die neue Cy-

ber-TruppederBundeswehr steht imGrund-
satz:Hacker-Angriffe abwehren und imBe-
darfsfall Netzattacken ausführen. Aus Sicht

des Chaos Computer Clubs (CCC) ist das
alles andere als ein positiver Trend. „Ich bin
enttäuscht, dass das schöne Internet zum
Kriegsschauplatz entwickelt wird. Da hätte
ichmir von derMenschheitmehr erwartet“,
kritisiert CCC-Sprecher Linus Neumann.
Auch wenn die politische Einflussnahme
durch das Netz zugenommen habe, seien
regelrechte Sabotage-Akte durchLänder im
Netz doch eher selten. „Jeder weiß, damit
würdemandieBüchse der Pandora öffnen“,
so Neumann. Sabotage im Netz werde als
kriegerischer Akt wahrgenommen.
Von Cyber-Attacken auf die Bundes-

wehr – immerhin über 280000 in den ersten
zwei Monaten 2017 – hat der Kommandant
auf der Fregatte „Meckenburg-Vorpom-
mern“ bislang nichts gemerkt. „Das Schiff
ist sicher“, sagt Fregattenkapitän Christian
Schultze.Aucher sucht für seineMannschaft
noch IT-Experten, die sich in der virtuell-di-
gitalenWelt auskennen. Die Realität lernen
sie dann beim Einsatz auf hoher See ken-
nen.Die „Mecklenburg-Vorpommern“ läuft
im August wieder ins Mittelmeer aus, um
an der Operation „Sophia“ gegen Schleu-
serkriminalität teilzunehmen.

1800 Jobs im Angebot: Bundeswehr sucht IT-Experten
voN HELMUT REUTER

Nils Groß hat sich auf der Fregatte über Anfor-
derungen der IT-Arbeit informiert. FOTO: DPA
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